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Politik im Wohlfahrtsstaat

Prof. Dr. Michael Opielka (Jena/Konigswinter)

Gibt es Uberhaupt noch ,Politik im Wohlfahrtsstaat' — oder haben diejenigen recht, die von einem
»Ende der Politik” sprechen und vielleicht, wie Ulrich Beck, ,,das Politische wiedergewinnen® wollen,
weil es verloren schien? Die Frage nach der ,Politik im Wohlfahrtsstaat' untersucht im folgenden
nicht die Analyse verschiedener Politikfelder oder politischer Akteure in ihrer Wirkung innerhalb
eines wohlfahrtsstaatlichen Arrangements, vielmehr das Politische der Sozialpolitik selbst. Ggsta
Esping-Andersen hat vor einigen Jahren den Wohlfahrtsstaat als ,,Institutionalisierung von Macht-
verhéltnissen“ bezeichnet. Verstehen wir unter dem Politischen die Regulierung von Macht durch
Recht — wofur aus sozialtheoretischer Sicht viel spricht — so kdme Wohlfahrtsstaat und Sozialpolitik
eine zentrale Funktion des Politischen zu.

Ich mdchte im folgenden der komplexen Frage nach der Existenz der Politik in der modernen Wohl-
fahrtsstaatlichkeit auf dem Weg der Typenbildung nachgehen. Ich unterscheide zwischen dem libera-
len, dem sozialdemokratischen, dem konservativen und dem grun-alternativen Sozialpolitiktypus,
differenziere also entlang politischen Mobilisierungs- und Steuerungs- bzw. Institutionalisierungside-
en. Meine methodische These lautet: die Differenz zwischen Typen der Wohlfahrtspolitik demon-
striert nachdrucklich, daf} Politik einen Unterschied macht. Freilich diirfen Idealtypen nur als Modelle

verstanden werden. Die Realitét ist immer gemischt.

L. Sozialpolitik und Politikwissenschaft - strukturierende Uberlegungen

Das Verhdltnis von wissenschaftlicher Sozialpolitik und Politikwissenschaft ist bis heute in der Dis-
kussion. Otto von Zwiedineck-Stidenhorst hat im Jahr 1911 die Sozialpolitik u.a. als ,,die auf Siche-
rung fortdauernder Erreichung der Gesellschaftszwecke gerichtete Politik* definiert (vgl. Pagenste-
cher 1990, S. 79ff.). Bis heute findet sich ein solch weites Verstandnis von Sozialpolitik als ,,Gesell-
schaftspolitik* (vgl. Achinger 1979) auch in der deutschen Diskussion, vor allem aber in der eng-
lischsprachigen Welt, wo der Begriff des ,,Wohlfahrtsstaates* (welfare state) im Unterschied zum
deutschen, engeren Verstandnis von ,,Sozialstaat* sdmtliche staatlichen Aktivitdten umfal3t, die auf

die Herstellung und Sicherung von sozialer Teilhabe gerichtet sind.
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In den letzten Jahrzehnten haben sich neben den friiher dominierenden Wirtschaftswissenschaften
zahlreiche weitere Disziplinen systematisch mit dem Feld der Sozialpolitik beschaftigt: Rechtswissen-
schaften, Geschichtswissenschaften, Politikwissenschaften, Soziologie, Sozialphilosophie oder Sozial-
padagogik haben teils eigene Subdisziplinen ausgebildet, die sich jeweils Teilbereichen der Sozialpoli-
tik zuwenden oder auch aus ihrer jeweiligen fachlichen Perspektive Analysen der Sozialpolitik insge-
samt versuchen.

Eine Antwort auf die Frage, welche dieser Disziplinen fir die wissenschaftliche Untersuchung und
Beratung der Sozialpolitik besonders geeignet erscheint, braucht hier nicht erfolgen. Offensichtlich ist
namlich, daB sich mit der Ausweitung des Gegenstandshereichs der Sozialpolitik auch die zu ihrer Analyse
erforderlichen disziplindren Perspektiven wandeln muBten: solange unter Sozialpolitik vor allem ar-
beitspolitische Aktivitaten - Arbeitsmarktpolitik und die Gestaltung der Beschéftigungsbedingungen
einschlief3lich betrieblicher Sozialpolitik - sowie das Instrumentarium der sozialen Sicherung - vor
allem die groRen Systeme Sozialversicherung, Fiirsorge und Versorgung - verstanden wurden, domi-
nierten 6konomische Perspektiven (und die juristische Expertise). Mit der - im einzelnen sicher im-
mer strittigen - Erweiterung staatlicher und verbandlicher Sozialpolitik auf Felder wie die Wohnungs-,
Familien-, Bildungs- oder Gesundheitspolitik, auf Verbraucherschutz und vor allem auf die Auswei-
tung sozialpadagogischer Dienste kamen neue Fragen der politischen Steuerung auf, die nicht mehr
nur in 6konomischen Kategorien behandelt werden konnten.

In den letzten Jahren haben die Politikwissenschaften (und auch die politische Soziologie) zuneh-
mend Instrumente entwickelt, die Wechselbeziehung zwischen Sozialpolitik und sozialen Phdnome-
nen zu untersuchen. Besondere Einsichten verspricht dabei ein erweiterter politisch-
institutionalistischer Ansatz, zu dessen Schliisselbegriffen ,,nicht nur politische Institutionen, Organi-
sation und Entscheidungen, sondern auch sozialokonomische Probleme, kollektive politische Akteu-
re, soziale Klassen und Gruppen, Machtverhéltnisse und Ideologien* (Schmidt 1988, S. 17) gehdren.
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Politisch-institutionalistischer Ansatz | Legitimation (Level 4) | Institutionen, Ideologien

Makrosoziologisch- Gemeinschaft (Level 3) | Intermediére Strukturen
modernisierungstheoretischer Ansatz

Neomarxistischer Ansatz Politik (Level 2) Staat
Sozialkonomischer Ansatz Wirtschaft (Level 1) Markt
Politikwissenschaftlicher Ansatz Analytisches Bezugssystem | Ressourcenmobilisierung

der Gesellschaft

Abbildung 1: Politikwissenschaftliche Ansatze in der Wohlfahrtsstaatsanalyse

Er unterscheidet sich, worauf der Politologe Manfred G. Schmidt aufmerksam macht, von drei ande-

ren Ansatzen der Sozialpolitik-Forschung:

» vom (bislang dominierenden) sozialokonomischen Ansatz, der sich auf wirtschaftliche Ressour-
cen und den gesellschaftlichen Bedarf an sozialer Sicherung konzentriert;

» vom neomarxistischen Ansatz, der von einem Klassenkonflikt zwischen Kapital und Arbeit aus-
geht, den Staat zugleich in Handlungszwangen gefangen sieht und dennoch vorrangig von staatli-
cher Politik wirksame Eingriffe zugunsten der Nicht-Kapitalbesitzer erwartet;

» und vom makrosoziologisch-modernisierungstheoretischen Ansatz, fiir den das Wachstum des
Sozialstaats - wie Jens Alber formuliert - eine generelle ,,Begleiterscheinung der Schwéchung in-
termediérer Strukturen im Modernisierungsproze3* bildet. Mit der Lockerung der Verwandt-
schafts- und Nachbarschaftsbeziehungen befreien sich diesem Ansatz zufolge individuelle An-
spriiche aus den traditionellen, begrenzenden Gruppenzwéngen. Zugleich aber ,,schrumpft mit
der Lockerung sozialer Bindungen das Selbsthilfepotential der intermedi&ren Gruppen, so daf Si-
cherungsbedurfnisse wachsen, die sich wegen der Funktionsschwéche gesellschaftlicher Gruppen
an den Staat richten missen* (Alber 1983, S. 102). Demnach sind es ganz langfristige Prozesse
einer Verdnderung von Gemeinschaftsformen, auf die Sozialpolitik reagiert.

Der (politisch-)institutionalistische Ansatz versucht eine Integration der Ansdtze, die sich analytisch je

auf eines der vier groBen Subsysteme der Gesellschaft — Wirtschaft, Politik, Gemeinschaft und Legi-

timation (vgl. Opielka 1996) — konzentrieren. Aus modellsystematischer Sicht mUfite deshalb anstatt
des institutionalistischen Ansatzes auf der vierten Stufe — mit dem Bezugssystem Legitimation — ein

»ideengeschichtlicher* oder ,,ideologiekritischer” Ansatz der Wohlfahrtsstaatsanalyse notiert werden,

wie er durchaus vorkommt (ansatzweise bei Koslowski 1997), freilich kaum in der vergleichenden

Wohlfahrtsstaatsforschung. Die Darstellung in Abbildung 1 ist insoweit eher als Diskussionsanreiz zu

verstehen. Sie macht mit der Dimension der ,,Ressourcenmobilisierung® noch auf einen weiteren

Aspekt aufmerksam, der durch die Vereinseitigung analytischer Perspektiven leicht ibersehen wird:

Methodik und Bezugssystem implizieren zugleich Ressourcenstrome; wer sich auf Politik und Macht
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konzentriert, tbersieht beispielsweise leicht die Eigengesetzlichkeiten von Ideen, von Gemeinschafts-
traditionen oder des Marktgeschehens.

2. Vier Typen der Sozialpolitik

Bereits der europdische Vergleich zeigt, daf} Sozialpolitik keineswegs gleich Sozialpolitik ist. Im fol-
genden konzentriere ich mich auf das Feld (,,politics*) der Sozialpolitik, das mit der Regulierung von
Arbeit und Einkommen zu tun hat. Das hat pragmatische Griinde. Anders als bei den sozialen Dien-
sten lassen sich hier eher nationale Typen bilden und vergleichen.

Wie aber kdnnen wir theoretisch valide Typen im Sozialen bilden? Soziale Systeme missen vier
grundlegende Problemdimensionen berlicksichtigen, wenn sie integriert und das heil3t tber einen
Zeitraum hin stabil sein sollen.! Zum ersten geht es im Prozel3 des sozialen Lebens um das Problem der
Anpassung an die Objektwelt und um ihre Gestaltung durch Technologien und wirtschaftliches Handeln.
Es stellt sich zweitens das Problem des Umgangs mit Interessen und Macht sowie um ihre soziale Gestaltung
durch politisches Handeln. Als drittes muf das Problem der Kommunikation der Mitglieder des sozialen Sy-
stems gelost werden. Hier sind Gestaltungsformen fir die zwischenmenschlichen Beziehungen und
ihre Hervorbringung durch Sozialisationsprozesse notwendig. Es handelt sich dabei um die soziale
Organisation affektiver BedUrfnisse, des weiteren aber auch um die soziale Organisation von Prozes-
sen gegenseitiger Anerkennung und von Kommunikation im engeren Sinn. Diese Organisation er-
folgt durch gemeinschaftliches Handeln. Schlie3lich muR viertens das Problem des Sinnbezugs in zweier-
lei Hinsicht gelost werden: soziales Handeln im weitesten Sinn muf} selbst gedeutet werden und
Kommunikation dartiber mu mdglich sein, ob nun eher metaphorisch oder in wissenschaftlicher
Strenge. Die Beziehung zu nicht-sozialen Sinnquellen - das Absolute, Gottliche - mul3 gestaltet wer-
den. Dies geschieht durch legitimatorisches Handeln. Entsprechend dieser Problemsicht spreche ich
deshalb von den vier Dimensionen des sozialen Handelns: der adaptiven (Level 1), der strategischen
(Level 2), der kommunikativen (Level 3) und der metakommunikativen (Level 4) Dimension. In Be-
zug auf das System Gesellschaft spreche ich von den vier Dimensionen des wirtschaftlichen, politi-
schen, gemeinschaftlichen und legitimatorischen Handelns (Level 1 bis 4).

Um Anknlpfungspunkte sozialpolitischer Reformen zu entdecken, sollen im folgenden die vier Logi-
ken gesellschaftlichen Handelns auf die Grundprinzipien der Institutionalisierung der modernen So-
zialpolitik bezogen werden. In Deutschland fanden sich bislang vor allem drei Grundprinzipien fir
sozialpolitische Regulierungsmuster (,,polity): ,,Sozialversicherung®, ,,Firsorge” (bzw. ,,Sozialhilfe*)
und ,,Versorgung* (vgl. Zacher 1985, S. 14ff.). In anderen Wohlfahrtsstaaten Europas findet sich mit

dem Prinzip der ,,Volksversicherung* ein weiteres, viertes Prinzip (vgl. Abbildung 2).

1 Vgl. zum folgenden (im AnschluB auch an Talcott Parsons) Opielka 1996.
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Diese vier Institutionalisierungsformen bzw. Systemtypen driicken jeweils unterschiedliche Konzep-
tionen einer ,,Sozialbiirgerrolle*2 aus. Den spezifischen sozialpolitischen Sicherungssystemen liegen
zudem je unterschiedliche Phrasierungen des Lebenslaufs und sozialpolitische Kernziele zugrunde:

1. Das Prinzip der Sozialversicherung - prototypisch in Deutschland (,,Bismarck*). Der Lebenslauf wird
retrospektiv gewertet. Politikziel ist vorrangig eine umfassende Arbeitsmarktintegration.

2. Das Prinzip der Firsorge - typisch fir die Sozialpolitikkonzeption GrofRbritanniens. Der Lebens-
lauffokus ist aktuell. Der Politikziel ist die Armutsabwehr.

3. Das Prinzip der Versorgung - typisch fur das franzdsische Modell. Der Lebenslauf wird nicht bilan-
ziert. Politikziel ist die gesellschaftliche Integration entlang partikularer sozialer Status wie Familie,
Militdrdienst oder Beamtentum.

4. Und schliellich als viertes Gestaltungsprinzip die \olksversicherung - typisch fir das schwedische
Modell oder auch die Altersversorgung in den Niederlanden und der Schweiz. Hier ist der Le-
benslauffokus entsprechend der tendenziellen Voraussetzungsfreiheit des Leistungsanspruchs ega-
litdr. Politikfokus ist der Burgerstatus.

Diese vier sozialpolitischen Modelle lassen sich in den breiteren Kontext sozialstaatlicher Optionen

stellen. Sie bilden in gewisser Hinsicht Idealtypen fur Konstruktionsprinzipien der Sozialpolitik in

Europa (und Nordamerika). Dabei greife ich einen Vorschlag von Claus Offe auf, der zwischen vier

politisch-ideologischen Hauptrichtungen in der jungeren Diskussion des Wohlfahrtsstaats in Europa

(und den USA) differenziert: ,,Privatisierung®, ,,Inklusion®, ,,Exklusion” und ,,Garantismus* (vgl.

Offe 1990, S. 185ff.). Er argumentiert, dal? diese vier Strategien hinreichend eng auf jene vier politi-

schen Hauptstromungen bezogen sind, die am Ende des 20. Jahrhunderts vorherrschen: die liberale,

die sozialdemokratische (,,traditionssozialistische*), die (rechts-)konservative und die ,,grln-
alternative* Stromung. In &hnlich gelagerter Absicht differenzierte Ggsta Esping-Andersen zwischen
drei unterschiedlichen Wohlfahrtsstaats-Regimen: 1. dem liberalen, 2. dem konservativen (und ausge-
pragt ,korporatistischen*), 3. dem sozialdemokratischen Wohlfahrtsstaat (vgl. Esping-Andersen

1990). Er bertcksichtigte aus methodischen und aus Griinden seines analytischen Bezugsrahmens —

der Wohlfahrtsstaatsentwicklung im Zeitraum 1930 bis 1980 — nicht den ,,griin-alternativen“ Ansatz,

der auf die Legitimationsgrundlagen des modernen Wohlfahrtsstaates ausgerichtet ist.

In Abbildung 2 habe ich die vier idealtypischen Optionen der Politik von Wohlfahrtsstaaten gra-

phisch angeordnet. Aufféllig dabei ist, dal® sich die konkreten sozialpolitischen Institutionentypen

jeweils im Zwischenfeld von politisch-ideologischen Sozialpolitiktypen befinden.

2 Social citizenship* nach Thomas H. Marshall (1992/1949). Fur Marshall bildet der Wohlfahrtsstaat des 20.
Jahrhunderts den Hohepunkt einer Inklusionsabfolge, die mit der Garantie biirgerlicher Freiheitsrechte im
18. Jahrhundert beginnt und Uber die Verleihung politischer Mitwirkungsrechte im 19. Jahrhundert zur 6f-
fentlichen Anerkennung sozialer Teilhaberechte fiihrt. Marshalls klassische Konzeption betont jedoch nicht
nur die Seite der Rechte, sondern ebenso die Pflichten, die ,,von einem lebendigen Sinn der Verantwortung
gegeniiber der Wohlfahrt der Gemeinschaft inspiriert sein sollen* (ebd., S. 83).
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Historisch gesehen dominierte zumindest in (West-)Europa das politische Verfahren der Inklusion,
d.h. der sukzessiven Einbeziehung immer weiterer Bevdlkerungsgruppen in Systeme einer staatlich
verantworteten sozialen Sicherung. Das Konzept der Inklusion ist kennzeichnend flr das traditionell
sozialdemokratische Modell des Wohlfahrtsstaats. Mechanismen der solidarischen Risikoteilung wer-

den vorrangig im Kontext von Erwerbsarbeit konzipiert.
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Abbildung 2:  Vier Systemoptionen der Wohlfahrtsstaaten in Europa

Das Wohlfahrtsstaatsmodell der Privatisierung setzt auf das Steuerungssystem ,,Markt*“. Sozialpolitik
hat hier keinen Eigenwert, sondern soll vorrangig zur Dynamisierung des Marktgeschehens beitragen.
Aus dem Versagen von Mérkten gegentiber moralischen Bedirfnissen wurde staatliche Politik mobili-
siert. Ein Resultat ist die Sozialversicherung. Thre Marktlogik - Anknlipfung am Arbeitsmarkt, Finan-
zierung und Leistungszumessung Uber Beitrdge - wird durch staatliche Intervention uberformt,
Marktprinzip und sozialpolitische Logik durchdringen sich. Die Sozialversicherung zahlt zum ,,Inklu-

sions“-Typus aufgrund ihrer arbeitspolitischen Fokussierung. Gleichzeitig verdankt sich der histori-
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sche Kompromif3 Sozialversicherung der (national-)liberalen Auffassung, die materielle Existenzsi-
cherung nicht als politische, sondern in erster Linie als privatwirtschaftliche Aufgabe zu begreifen.
Den dritten Typus des Wohlfahrtsstaats bezeichne ich als Exklusion. Als ideales Steuerungssystem zur
Risikoteilung gilt hier das gemeinschaftliche Strukturmuster ,,Moral* (im Unterschied zu Markt und
Staat). Wohlfahrtsstaatliche Arrangements dieses Typs vertrauen bevorzugt auf die Familie, auf stan-
dische Organisationen und auf die (oft mystifizierte) Nation. Das Firsorgeprinzip befindet sich im
Interpenetrationsfeld zwischen Markt und Gemeinschaft bzw. Privatisierung und ExKklusion. Seine
Anwélte finden sich politisch-historisch im Bindnis von (konfessionellem) Konservatismus und Li-
beralismus.

Im Gegensatz zu dieser Position ist die vierte Position, d.h. die Strategie des Garantismus sozialpoli-
tiktheoretisch noch wenig entfaltet. Konkret kniipft dieses auf der Legitimations-Ebene der Gesell-
schaft ansetzende Konzept ausdricklich an ein altes Motiv der Gewerkschaften an: durch ,,de-
commodification®, eine politisch gesteuerte Zurticknahme der Warenform der Lohnarbeit (,,Kom-
modifizierung“) sollten die Arbeitskraftbesitzer von der Teilnahme am Arbeitsmarkt unabh&ngig
werden. Heute z&hlen zu den Protagonisten des ,,Garantismus* vor allem solche Akteure und Auto-
ren, die ein sozialpolitisches Korrelat zu einer zunehmend auf Individualisierung und Optionalisie-
rung abstellenden Sozialstruktur suchen.

Die sozialpolitischen Systeme ,,Volksversicherung® und ,,Versorgung“ gehen das Modell des ,,Garan-
tismus* von verschiedenen Seiten an.3 Das System einer Volksversicherung kombiniert in der Regel
garantistische Elemente (beispielsweise offentliche Kinderbetreuung, gesetzliche Krankenversiche-
rung und die Unterstiitzung von Pflegeleistungen oder die Grundrente im Alter) mit inklusiven Ele-
menten, die sich am Arbeitsmarkt orientieren (z.B. einkommensbezogene Transferzahlungen oder
Erziehungsurlaub, der im Kontext der Erwerbsarbeit abgesichert wird). Das Prinzip der ,,Versor-
gung” wiederum verbindet garantistische, vom Arbeitsmarkt unabhangige Elemente mit einer kon-
servativen Orientierung, die zu sozialpolitischer Diskriminierung der Nichteingliederung in den Ar-
beitsmarkt fiihren kann, wenn diese aulRerhalb anerkannter Gemeinschaftsrollen (z.B. Familie, Soldat)
erfolgt.

Alle vier sozialpolitischen Optionen beinhalten spezifische Inklusionsleistungen und Exklusionsko-
sten. Der deutsche Sozialstaat hat sich recht einseitig auf ein Modell, das Sozialversicherungsprinzip,
festgelegt. Das Prinzip der ,,Fursorge” ist in demokratietheoretischer Hinsicht nach wie vor unter-
entwickelt. Das Prinzip der ,,Versorgung® bleibt privilegierten Minderheiten vorbehalten (z.B. Beam-
te) oder ist fur die Risikosicherung der Gesamtbevdlkerung marginal (z.B. Kindergeld, Erziehungs-
geld). Einseitigkeiten sind freilich immer ein Problem. Sie tragen zur Krisenhaftigkeit von Systemen
bei. Sozialpolitische Reformen sollten deshalb zu einer neuen Balance der vier Optionen in Deutsch-

3 Wobei es sich um eine Typologie monetédrer Transfersysteme handelt, nicht-monetare Transfers nicht in
jedem Falle - auch in einem konkreten Sozialstaat - derselben Logik folgen mussen
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land beitragen. Das kann nur auf Kosten des Sozialversicherungsprinzips erfolgen und zugunsten der
Entwicklung neuer, vor allem ,,garantistischer Institutionen.

Das Schllsselthema im Politikfeld ,,Arbeit und Einkommen* ist ihr Zusammenhang. Hier werden
derzeit weitreichende Kontroversen ausgetragen, worauf Claus Offe hinweist: ,,Eine strategische so-
zial- und wirtschaftspolitische Option zielt auf die Wiederherstellung des Zusammenhangs zwischen
produktiver und distributionaler Integration* (Offe 1998, S. 374). Kein Arbeitnehmer soll arbeitslos
sein, doch Sozialeinkommen gibt es nur von Arbeitseinkommen abgeleitet. Notfalls sollten, so diese
Option, niedrige Arbeitseinkommen sozialpolitisch subventioniert werden. ,,Die alternative Strategie
ist die weitgehende Entkopplung der beiden Aspekte sozialer Integration.” Einkommensanspriiche
wirden zumindest teilweise von der Erwerbstétigkeit getrennt und ,,stattdessen an die Staatsbirger-
rolle gebunden und steuerfinanziert. Korrelativ dazu beschrénken sich die von den Menschen erwar-
teten und abverlangten nitzlichen Téatigkeiten nicht mehr auf bezahlte Arbeit. Sie umfassen freiwillige
Aktivitaten, die in unterschiedlichen Bereichen wie Familie, Nachbarschaft ... vollzogen werden. ,Ar-
beit* transzendiert damit den Bedeutungshorizont, den das Wort seit der Entstehung der Industriege-
sellschaft abdeckt.” (ebd.) Konkret folgt aus diesen Uberlegungen die Idee eines Grundeinkommens,
einer tendenziellen Entkopplung von Arbeit und Einkommen, wobei hier vielfaltige und pragmati-
sche Einstiegsoptionen bestehen (vgl. Opielka 1999a).

3. Sozialpolitiktheorie und die Globalisierung des Wohlfahrtsstaats

Der von Ggsta Esping-Andersen, einem Experten auf dem Gebiet der vergleichenden Wohlfahrts-
staatsforschung herausgegebene Sammelband mit dem einschldgigen Titel ,Welfare States in Transi-
tion. National Adaptions in Global Economies® (Esping-Andersen 1996) konvergierte in einer Art
»Neo-Institutionalismus®, dem vierten der eingangs erwéhnten Ansétze der Wohlfahrtsstaatsanalyse.
Demnach bestimmen zu einem frilheren Zeitpunkt etablierte Muster der sozialen Sicherung und
gleichfalls der Zuschnitt des politischen Entscheidungsprozesses selbst die Optionen der Politiker in
erheblichem Umfang. Wenn sie versuchen auf aktuelle Risikodnderungen in der Bevolkerung zu rea-
gieren — die selbst wiederum beeinflul3t werden von verschiedenen sozialen, 6konomischen und de-
mographischen Veranderungen —, so handeln sie immer im Kontext friherer institutioneller Bindun-
gen.
Diese institutionellen Bindungen wiederum zeichnet allgemein zweierlei aus:
 Sie unterscheiden sich voneinander, wie sich nationale — politische - Kulturen eben unterscheiden.
So agierten beispielsweise die Demokraten der amerikanischen Sudstaaten erfolgreich gegen mo-
netdre Transferprogramme der Bundesregierung, weil sie die Einkommenssituation ihrer Landar-
beiter verbessert und somit die lokalen Arbeitsmérkte unterminiert hatten. In Kanada wiederum

konnte sich die Bundesregierung lange Zeit erfolgreich fur bundesweite Transferprogramme ein-
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und durchsetzen, um (ber die sprachlichen und regionalen Differenzen hinweg ein nationales
Einheitsgefiihl zu erzeugen. Die vier genannten Typen europdischer Sozialpolitik unterscheiden

sich insoweit vor allem politisch-kulturell.

» Die institutionellen Bindungen der Sozialpolitik dhneln sich wiederum global darin, daR Sozialpo-
litik praktisch nirgendwo ausschliel3lich als Versorgung der schwachen Mitbirger konzipiert ist.
Vielmehr haben sozialpolitische Institutionen in allen analysierten Kontexten das Problem zu 16-
sen versucht, wie die Mehrheit der Bevolkerung gegen verschiedene Risiken geschiitzt werden
kann. Sozialpolitik tbernimmt damit Gberall eine Gberhaupt nicht zu Gberschétzende Rolle in der
Stabilisierung der jeweiligen politischen Systembedingungen.

Die Frage nach der Zukunft der Sozialpolitik unter den Bedingungen der Globalisierung wird in die-
ser Perspektive aufs engste mit der Zukunft der Politik und damit der Demokratie verknipft. Die
Unterschiedlichkeit der konkreten politischen Kulturen einerseits, ihre Gemeinsamkeit andererseits
darin, daB Sozialpolitik die Grundlage einer ,,sozialen Demokratie” ist — das macht es erforderlich,
genau hinzusehen, welche institutionellen Regelungen als nationale ,,Alleingdnge* nach wie vor mog-
lich sind. Das ist zunéchst ein empirisches Problem. Innerhalb der Europdischen Union sind mittler-
weile zahlreiche Bereiche der Sozialpolitik harmonisiert und insofern allzu krassen nationalen Einzel-
gdngen entzogen. Wenn aber Sozialpolitik wesentlich ein Demokratieaspekt ist, dann zeigt das offen-
sichtliche Demokratiedefizit der EU entweder, dal’ Sozialpolitik zur Demokratisierung der EU beitra-
gen kann — oder daR sie kaum mehr méglich ist.

Ein Wohlfahrtsstaat setzt Staatlichkeit voraus. Staatlichkeit wird bislang wesentlich nur als National-

staatlichkeit konzipiert. Die Mehrheit der Mitgliedsstaaten der EU ist bislang nicht bereit, Staatsfunk-

tionen an die EU abzugeben, die den Kern des Nationalstaatlichen bilden, und damit den Status von

Gliedstaaten in einem Bundesstaat Europa zu tibernehmen (,,VVereinigte Staaten von Europa®). Staat-

lichkeit auf europdischer Ebene sollte gleichwohl nur in republikanischem Sinne und nicht als mo-

dern-burokratischer Absolutismus verstanden werden. Insoweit befindet sich Europa im Sinne staat-
licher Evolution in einer vorrepublikanischen Phase. Fir einen europdischen Wohlfahrtsstaat bedeu-
tet dies, dal} er zun&chst nur Minima regulieren kann und auch soll. Aufgrund fehlender originarer

Steuerhoheit (dem typischen Identitdtsmerkmal moderner Nationalstaatlichkeit) erhalten juristische

Interventionen in Richtung auf eine Konvergenz nationaler Regelungen auf der européischen Ebene

erhebliches Gewicht.

Eine geeignete Form, soziale Grundrechte zu gewdhrleisten und insoweit einen basalen Wohlfahrts-

staat in Europa einzufiihren, ist der Vorschlag eines Grundeinkommens in Form einer ,,Negativen

Einkommenssteuer* (vgl. Opielka 1999a). Auf transnationaler Ebene ist solch ein Vorschlag nur rea-

listisch als Harmonisierung entsprechender nationaler Regelungen. Diese fehlen noch. Die Idee eines

garantierten Grundeinkommens kniipft ausdriicklich am Blrgerstatus an, er I0st den Anspruch aus.

Falls dieser Status jedoch weder im Bewuf3tsein des einzelnen noch durch soziale Akteure wirkungs-

voll reprasentiert ist, sind daran anknupfende Rechte und Pflichten labil.
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Eine Leitidee fur eine sozialpolitische Evolution liegt vor allem darin, die soziale Burgerrolle als Quelle von
Rechten und Pflichten neu zu formulieren. Mit Blick auf die Diskussion um ein garantiertes Grundeinkom-
men als sozialem Burgerrecht ist mit dieser Leitidee auch eine Weiterentwicklung des Grundrechts-
verstandnisses moderner Demokratien gemeint: nicht nur - wenngleich ungebrochen notwendig - als
Abwehrrechte, sondern als materiale, positive Rechtsanspriiche qua Blrgerexistenz. Der fursorgliche,
paternalistische Wohlfahrtsstaat ist als Hiter liberaler Freiheitsrechte schnell tberfordert. Vor der
Herausforderung, die entstehende europdische Gesellschaft als einen ,,europdischen Wohlfahrtsstaat*
(Bourdieu) zu entwickeln, stellen sich neue und hochkomplexe Anforderungen an Normen und
Wertorientierungen, aber auch an die Entwicklung von Institutionen, die die Spannung zwischen teils
divergierenden Zielsetzungen ausgleichen.

Das zweite Problem betrifft die andere Seite der Rechte, ndmlich die Pflichten. Offensichtlich korre-
spondieren Grundrechten auch ,,Grundpflichten” (vgl. Luchterhandt 1988). In der Geschichte der
modernen Gesellschaften sind letztere teils erstaunlich materialer ausformuliert als die Grundrechte,
beispielsweise die Wehrpflicht, die Steuerpflicht oder die Schulpflicht. Diese und weitere Grund-
pflichten haben erhebliche sozialpolitische Implikationen. Ohne Steuern und Abgaben keine Trans-
ferleistungen. Ohne Wehrpflicht kein Zivildienst. Ohne Schulpflicht kein expansives und vor allem
oOffentlich finanziertes Bildungssystem. In diesen Zusammenhang ist auch die immer haufiger gedu-
Rerte Forderung nach einem obligatorischen ,,Sozialdienst* einzuordnen. Die Idee ist noch schillernd,
ihre Vertreter gehdren - &hnlich wie bei der Forderung nach einem ,,garantierten Grundeinkommen*
- ganz unterschiedlichen politischen Lagern zu. Im Kern l4uft die Forderung nach einem ,,Sozial-
dienst” auf eine (weitere) soziale Grundpflicht hinaus, damit auf eine soziale Aufwertung des Blirger-
status. Wie man zum Grundeinkommensberechtigten qua Burgerstatus wird, so auch zum Sozial-
dienstpflichtigen. Grundeinkommen wie Sozialdienst waren politische Konstrukte, zugleich politisch
gefahrdet wie politisch gesichert. Verfassungsrechtliche Kodifizierungen kdnnten hier flankierend
wirken, indem sie die Kernstrukturen einer solchen Sozialverfassung aus dem tagespolitischen Streit
heraushalten und so flr Verl&Blichkeit sorgen. Aus demokratie- und verfassungstheoretischer Sicht
handelt es sich bei einer Neugewichtung von Grundrechten und Grundpflichten um geistige Korre-
spondenzen, keineswegs um ein schlichtes Tauschverhéltnis.

Inwieweit die ldee eines Sozialdienstes ein logisches und wiinschenswertes Komplement zur Idee
eines Grundeinkommens bildet, ist eine eigene Diskussion (vgl. Opielka 1999). Beide institutionelle
Reformideen weisen uber den Bereich des Politischen und die Frage der Demokratie hinaus. Sie bil-
den eine Anfrage an die gemeinschaftliche Struktur der Gesellschaft, an ihre ,,moralische Okonomie*.
Die hier angesprochenen sozialpolitischen Leitideen und Reformvorstellungen sind auf entgegen-
kommende Werte dringend angewiesen. Der Vorschlag eines garantierten Grundeinkommens er-
scheint beispielsweise unrealistisch, wenn der gesellschaftliche Wertekonsens auf eine Leistungsethik

zentriert, die nicht-erwerbsorientierte Arbeitsformen und erst recht Nichtarbeit sozial diskriminiert.
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Der deutsche Sozialstaat wie die ersten Ansdtze einer europdischen Sozialpolitik lassen durchaus Op-
tionen flr einen solidarischen Weg erkennen, der auch Grol3systeme in die Pflicht der Werterfillung
nimmt. Politisch besonders wirksam sind das foderale Prinzip und das Subsidiaritatsprinzip. Sozial-
politische Gestaltung unter den Bedingungen der Globalisierung erfolgt im Zusammenhang der Ent-
wicklung neuer Institutionen. Neue Institutionen erfordern ein neues Denken — und sie helfen, es zu
stabilisieren. In einem pluralen Wertekosmos sind Wertekonsense unerlai3lich. Einen solchen Werte-
konsens auch fir eine Weiterentwicklung des Kataloges der Menschenrechte in Richtung auf globale
soziale Mitgliedsrechte zu erlangen - im Sinne von sozialen Grundrechten und sozialen Grundpflich-
ten -, ist ein Projekt, das uns die nichsten Jahre beschéftigen wird. Man konnte dieses Projekt im
ubrigen auch als eine kommunitarististische Sozialreform bezeichnen — wenn wir unter Kommunita-
rismus die politische Unabh&ngigkeit des Gemeinschaftlichen, die institutionell wirksame Gliederung
des ,,Dritten Sektors* in der Gesellschaft verstehen.

Ist damit der Zusammenhang von Sozialpolitik und Globalisierung geldst? Beides hangt zusammen.
Noch fehlen weitgehend die globalen Institutionen und ihre demokratische, bewultseinsgemalie
Fundierung. Ulrich Beck hat das Dilemma zwischen sozialpolitischem Ausgleich und Risikosicherung
und der Dynamisierung durch Globalisierung summiert: ,,Wie starke demokratische Institutionen
jenseits der nationalstaatlichen Demokratie moglich werden, bleibt eine offene Frage, die dringend
einer offentlichen Diskussion bedarf.” (Beck 1998, S. 8). Sozialpolitik und Globalisierung werden zu
einer Anfrage an die Entwicklung der Demokratie.

Worin liegt demnach der politische Ertrag der vorgeschlagenen Typenbildung? Vielleicht darin, die
politische Dimension des sozialpolitischen Handelns in den Blick nehmen zu kénnen, ohne den Be-
zug zu den anderen Sphéren der Gesellschaft — Wirtschaft, Gemeinschaft und Legitimation — zu ver-
lieren. Die Politik der Sozialpolitik ist so etwas wie der gesellschaftliche Ausdruck der Mindigkeit des
modernen Menschen. Dieser Miindigkeit im Vollzug des Politischen gerecht zu werden, erfordert
wohlfahrtsstaatliche Institutionen, die Freiheit ermdglichen. Gefordert sind gesellschaftliche Gestal-
tungen und damit Institutionen, die der Sozialpolitik ihre unverzichtbare Rolle und ihre ebenso un-
verzichtbaren Grenzen zeichnen. Sozialpolitik als Gesellschaftspolitik heil3t heute, die Eigengesetz-
lichkeiten der groRen Teilsysteme der Gesellschaft zu akzeptieren, ihre relative Eigengliederung und

ihre Begrenzungen.

Uberarbeitete Fassung eines Vortrags an der Universitat-Gesamthochschule Essen am 6. November 1998.

Literatur

Achinger, Hans, 19793, Sozialpolitik als Gesellschaftspolitik, Frankfurt

Alber, Jens, 1983, Einige Grundlagen und Begleiterscheinungen der Entwicklung der Sozialausgaben in Westeuropa, in:
Zeitschrift flir Soziologie, 9. Jg, S. 313-342

Beck, Ulrich, 1998, Das Demokratie-Dilemma im Zeitalter der Globalisierung, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, B
38798, S. 3-11



Seite - 12 - Opielka, Politik im Wohlfahrtsstaat

Dettling, Warnfried, 1995, Politik und Lebenswelt, Gitersloh

Esping-Andersen, Ggsta, 1990, Three Worlds of Welfare Capitalism, Cambridge u.a.

ders. (Hrsg.), 1996, Welfare States in Transition. National Adaptions in Global Economies, London et al.

Evers, Adalbert/Olk, Thomas (Hrsg.), 1996, Wohlfahrtspluralismus, Opladen

Giddens, Anthony, 1996, Risiko, Vertrauen und Reflexivitdt, in: Beck, Ulrich u.a., Reflexive Modernisierung,
Frankfurt

Koslowski, Peter, 1997, The Social State in the Post-Modern, in: ders./Fgllesdal, Andreas (eds.), Restructuring the
Welfare State, Berlin et al., S. 337-379

Luchterhandt, Otto, 1988, Grundpflichten als \erfassungsproblem in Deutschland, Berlin

Marshall, Thomas H., 1992 (1949), Biirgerrechte und soziale Klassen, Frankfurt/New York

Munkler, Herfried, 1996, Einleitung: Was sind vorpolitische Grundlagen politischer Ordnung?, in: ders. (Hrsg.),
Birgerreligion und Biirgertugend, Baden-Baden, S. 7-11

Nullmeier, Frank/Rb, Friedbert W., 1993, Die Transformation der Sozialpolitik, Frankfurt/New York

Offe, Claus, 1990, Akzeptanz und Legitimitat strategischer Optionen in der Sozialpolitik, in: SachBe, Chri-
stoph/Engelhardt, H. Tristram (Hrsg.), Sicherheit und Freiheit, Frankfurt, S. 179-202

ders., 1998, Der deutsche Wohlfahrtsstaat, in: Berliner Journal fir Soziologie, 3, Jg. 8, S. 359-380

Opielka, Michael, 1996, Gemeinschaft in Gesellschaft, Univ.-Diss., Humboldt-Universitét zu Berlin

ders., 1997, Does the Welfare State Destroy the Family?, in: Koslowski, Peter/Fgllesdal, Andreas (eds.), Restruc-
turing the Welfare State, Berlin u.a., S. 238-274

ders., 1999a, Hintergrund der Diskussion um ein Grundginkommen - Gutachten im Auftrag des Bundesministeriums fiir
Arheit, Gesundheit und Soziales der Republik Osterreich, Bonn

ders., 2000, Die solidarische Gesellschaft, Opladen (i.V.)

Pagenstecher, Ulrich, 1990, Aufgaben und theoretische Grundlagen wissenschaftlicher Sozialpolitik, in: Thiemeyer,
Theo (Hrsg.), Theoretische Grundlagen der Sozialpolitik, Berlin, S. 73-117

Schmidt, Manfred G., 1988, Sozialpolitik, Opladen

Zacher, Hans F., 1985, Einfihrung in das Sozialrecht der Bundesrepublik Deutschland, Heidelberg

Prof. Dr. Michael Opielka, Dipl. Pad., Jg. 1956, Professor fir Sozialpolitik an der Fachhochschule Jena,
Geschéftsfiihrer des Institut fiir Sozialékologie (ISO) in Bonn, 1997-2000 Rektor der Alanus Hochschule
Alfter, Lehrbeauftragter an der Universitédt Bonn.



	Politik im Wohlfahrtsstaat
	1. Sozialpolitik und Politikwissenschaft - strukturierende Überlegungen
	2. Vier Typen der Sozialpolitik
	3. Sozialpolitiktheorie und die Globalisierung des Wohlfahrtsstaats
	Literatur


